
 
REGELN GUTER WISSENSCHAFTLICHER PRAXIS 
 
Nach Beschluss der Mitgliederversammlung der DFG vom 17.6.1998 sind bei der Inanspruchnahme 
von Mitteln der DFG die Grundsätze zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis einzuhalten. 
Hochschulen und andere Forschungseinrichtungen, die DFG-Mittel in Anspruch nehmen möchten, 
müssen an ihrer Einrichtung folgende Regeln zur Sicherung guter wissenschaftlicher Praxis etabliert 
haben: 
 
Empfehlung 1 
Regeln guter wissenschaftlicher Praxis müssen - allgemein und nach Bedarf spezifiziert für die 
einzelnen Disziplinen - Grundsätze insbesondere für die folgenden Themen umfassen: 
• allgemeine Prinzipien wissenschaftlicher Arbeit, zum Beispiel: 

o lege artis zu arbeiten, 
o Resultate zu dokumentieren, 
o alle Ergebnisse konsequent selbst anzuzweifeln, 
o strikte Ehrlichkeit im Hinblick auf die Beiträge von Partnern, Konkurrenten und 

Vorgängern zu wahren, 
• Zusammenarbeit und Leitungsverantwortung in Arbeitsgruppen, 
• die Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses,  
• die Sicherung und Aufbewahrung von Primärdaten, 
• wissenschaftliche Veröffentlichungen. 
 
Empfehlung 2 
Hochschulen und außeruniversitäre Forschungsinstitute müssen unter Beteiligung ihrer 
wissenschaftlichen Mitglieder Regeln guter wissenschaftlicher Praxis formulieren, sie allen ihren 
Mitgliedern bekannt geben und diese darauf verpflichten. Diese Regeln sollen fester Bestandteil der 
Lehre und der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses sein. 
 
Empfehlung 3 
Die Leitung jeder Hochschule und jeder Forschungseinrichtung trägt die Verantwortung für eine 
angemessene Organisation, die sichert, dass in Abhängigkeit von der Größe der einzelnen 
wissenschaftlichen Arbeitseinheiten die Aufgaben der Leitung, Aufsicht, Konfliktregelung und 
Qualitätssicherung eindeutig zugewiesen sind und gewährleistet ist, dass sie tatsächlich 
wahrgenommen werden. 
 
Empfehlung 4 
Der Ausbildung und Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses muss besondere 
Aufmerksamkeit gelten. Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen Grundsätze für seine 
Betreuung entwickeln und die Leitungen der einzelnen wissenschaftlichen Arbeitseinheiten darauf 
verpflichten. 
 
Empfehlung 5 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen unabhängige 
Vertrauenspersonen/Ansprechpartner vorsehen, an die sich ihre Mitglieder in Konfliktfällen, auch in 
Fragen vermuteten wissenschaftlichen Fehlverhaltens, wenden können. 
 
Empfehlung 6 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollen bei Prüfungen, bei der Verleihung akademischer 
Grade, Einstellungen und Berufungen Originalität und Qualität stets Vorrang zur Quantität zumessen. 
Dies soll vorrangig auch für die leistungs- und belastungsorientierte Mittelzuweisung in der Forschung 
gelten. 
 
Empfehlung 7 
Primärdaten als Grundlagen für Veröffentlichungen müssen auf haltbaren und gesicherten Trägern in 
der Institution, wo sie entstanden sind, für zehn Jahre aufbewahrt werden. 
 
Empfehlung 8 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen Verfahren zum Umgang mit Vorwürfen 
wissenschaftlichen Fehlverhaltens vorsehen. Diese müssen von dem dafür legitimierten Organ 



beschlossen sein und unter Berücksichtigung einschlägiger rechtlicher Regelungen einschließlich des 
Disziplinarrechts folgendes umfassen: 
• eine Definition von Tatbeständen, die in Abgrenzung zu guter wissenschaftlicher Praxis 

(Empfehlung 1) als wissenschaftliches Fehlverhalten gelten, beispielsweise Erfindung und 
Fälschung von Daten, Plagiat, Vertrauensbruch als Gutachter oder Vorgesetzter, 

• Zuständigkeit, Verfahren (einschließlich Beweislastregeln) und Fristen für Ermittlungen zur 
Feststellung des Sachverhalts, 

• Regeln zur Anhörung Beteiligter oder Betroffener, zur Wahrung der Vertraulichkeit und zum 
Ausschluss von Befangenheit, 

• Sanktionen in Abhängigkeit vom Schweregrad nachgewiesenen Fehlverhaltens, 
• Zuständigkeit für die Festlegung von Sanktionen. 
 


